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EU-Kommission verklagt Belgien vor EuGH (Besteuerung gebietsfremder 
Steuerpflichtiger mit geringem Einkommen verstößt gegen den Grundsatz der 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer)  
 
Die Europäische Kommission hat am Donnerstag, den 16. November, beschlossen, Belgien 
zum zweiten Mal vor dem Gerichtshof der Europäischen Union zu verklagen, weil das Land 
den im EG-Vertrag verankerten Grundsatz der Freizügigkeit der Arbeitnehmer in Bezug auf 
die Besteuerung gebietsfremder Steuerpflichtiger mit geringem Einkommen nicht einhält. In 
seinem Urteil vom 10. März 2022 (Rechtssache C-60/21) stellte der Gerichtshof fest, dass 
Belgien gegen den EG-Vertrag verstößt, indem es gebietsfremden Steuerpflichtigen, die 
weniger als 75 % ihres weltweiten Einkommens in Belgien erzielen, den Abzug ihrer 
Unterhaltszahlungen von ihrem steuerpflichtigen Einkommen verweigert. Als Reaktion auf das 
Urteil aus dem Jahr 2022 hat Belgien den persönlichen Anwendungsbereich des 
Steuerabzugs ausgeweitet. Da die neuen Rechtsvorschriften jedoch zwei Bedingungen 
vorsehen, wurde die Zuwiderhandlung nach Ansicht der Kommission nicht vollständig 
beseitigt. Erstens kann der Abzug nicht auf künftige Steuerjahre im Wohnsitzstaat des 
Steuerpflichtigen übertragen werden. Zweitens verweigern die Änderungsvorschriften den 
Steuerabzug, wenn der Ehegatte des Steuerpflichtigen in künftigen Zeiträumen eine ähnliche 
Leistung in einem anderen Staat in Anspruch nehmen könnte. Nach Ansicht der Kommission 
scheinen diese beiden Voraussetzungen die Möglichkeit der Inanspruchnahme der 
Vergünstigung durch Gebietsfremde mit bescheidenen Einkünften unangemessen zu 
beschränken. Stellt der Gerichtshof fest, dass Belgien seinem früheren Urteil nicht 
nachgekommen ist, kann er finanzielle Sanktionen verhängen. 
 

Fortschritte bei den Verhandlungen über den Faster-Vorschlag im EU-Rat  

Die Verhandlungen im Rat der EU über den Vorschlag zur schnelleren und sichereren 
Entlastung von Quellensteuern (FASTER) schreiten voran. Der spanische Ratsvorsitz hat 
Berichten zufolge vorgeschlagen, Länder mit einem umfassenden Quellensteuersystem von 
bestimmten Bestimmungen des Vorschlags auszunehmen. Einige Mitgliedstaaten, die bereits 
über ein gut funktionierendes und weithin anwendbares System der 
Quellensteuererleichterung verfügen, sind der Ansicht, dass der Vorschlag für sie eine 
zusätzliche Belastung darstellt, ohne einen zusätzlichen Nutzen zu bringen. Der spanische 
Ratsvorsitz schlägt daher Berichten zufolge vor, dass umfassende Systeme zur Entlastung 
an der Quelle ausgenommen werden könnten, wenn sie die folgenden Anforderungen 
erfüllen: - Sie dürfen nicht mehr Ausnahmen gewähren als die Richtlinie; - sie dürfen nicht 
mehr Informationen von natürlichen oder juristischen Personen verlangen, die die Entlastung 
beantragen, als die Richtlinie vorsieht; - sie müssen eine Haftungsregelung für den gesamten 
oder einen Teil des Verlustes an Quellensteuereinnahmen vorsehen, der dem Mitgliedstaat 
durch die Entlastung entsteht; und - sie müssen wirksame, verhältnismäßige und 
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abschreckende Sanktionen für den Fall von Verstößen vorsehen. Die Europäische 
Kommission soll im Wege von Durchführungsrechtsakten feststellen, ob ein Mitgliedstaat über 
eine umfassende Regelung verfügt oder nicht. Der Vorschlag wird am 23. November in der 
hochrangigen Arbeitsgruppe für Steuerfragen erneut erörtert, damit er auf der 
Dezembertagung des Ecofin-Rates vorgelegt werden kann. 

 

ECON-Ausschuss des EU-Parlaments nimmt Arbeit zur 
Verrechnungspreisrichtlinie auf   
 
Das Europäische Parlament hat seine Arbeit an dem Vorschlag für eine 
Verrechnungspreisrichtlinie aufgenommen und am Dienstag, den 14. November, den von der 
Abgeordneten Kira Marie Peter-Hansen (Grüne/EFA, Dänemark) ausgearbeiteten Entwurf 
einer Stellungnahme veröffentlicht. Die Berichterstatterin unterstützt die Ziele der Richtlinie, 
schlägt aber vor, sie zu vereinfachen und so weit wie möglich an die neuesten OECD-
Verrechnungspreisleitlinien anzugleichen. Zu diesem Zweck schlägt sie vor allem vor, das 
Inkrafttreten der Richtlinie auf den 1. Januar 2025 (statt 2026) zu verkürzen, da die meisten 
Mitgliedstaaten den Fremdvergleichsgrundsatz bereits in ihre nationalen Rechtsvorschriften 
aufgenommen haben. Frau Peter-Hansen unterstützt auch die Idee, die Anwendung des 
Fremdvergleichsgrundsatzes schrittweise abzuschaffen und stattdessen eine konzernweite 
Konsolidierung und eine formelhafte Aufteilung einzuführen. Sie schlägt daher vor, eine 
Auslaufklausel in die Richtlinie aufzunehmen, die besagt, dass die Richtlinie erst ab 2035 für 
die Unternehmen, die in den Anwendungsbereich der BEFIT-Richtlinie fallen, nicht mehr 
gelten soll. Sie geht noch weiter und sagt, dass die Richtlinie ab 2040 für alle in der EU tätigen 
multinationalen Konzerne nicht mehr gelten sollte, außer für deren Transaktionen mit 
Drittländern. Schließlich spricht sich die Berichterstatterin für eine stärkere Rolle des 
Europäischen Parlaments aus und schlägt vor, dass es bei den künftigen 
Verrechnungspreisverhandlungen auf EU- und OECD-Ebene als Beobachter auftreten 
könnte. Die Abstimmung im ECON-Ausschuss über diesen Vorschlag ist für den 22. Februar 
2024 vorgesehen. 
 
 

Consortium of Investigative Journalists (ICIJ) veröffentlicht seine Recherchen 
mit dem Titel „Cyprus confidential“ 
 
Am Dienstag, den 14. November, veröffentlichte das International Consortium of Investigative 
Journalists (ICIJ) seine neue Untersuchung "Cyprus confidential", die enthüllt, wie in Zypern 
ansässige Finanzdienstleistungsunternehmen russischen Oligarchen und Milliardären 
geholfen haben, ihr Vermögen im Ausland zu verstecken, um EU-Sanktionen nach Russlands 
Einmarsch in der Ukraine im Jahr 2022 zu vermeiden. Die Analyse von mehr als 3,6 Millionen 
durchgesickerten Dokumenten durch das ICIJ ergab, dass fast 800 Unternehmen und 
Treuhandgesellschaften, die in geheimen Gerichtsbarkeiten registriert sind, im Besitz oder 
unter der Kontrolle von Russen sind, die von der EU mit Sanktionen belegt wurden. Darunter 
sind mehr als 650 zyprische Unternehmen und Trusts. Darunter sind Muttergesellschaften 
russischer Holdings, Tochtergesellschaften russischer Konzerne und undurchsichtige 
Unternehmen, die Investitionen in Immobilien, Yachten und weltberühmte Kunstwerke 
verbergen. Nach diesen Enthüllungen werden die Abgeordneten während ihrer Plenarsitzung 
am 22. November mit dem Rat und der Kommission darüber diskutieren, wie alle 
Schlupflöcher im Finanzsystem dringend und effektiv geschlossen und die laufenden 
Verhandlungen mit den Mitgliedstaaten über strengere Anti-Geldwäsche-Vorschriften 
beschleunigt werden können. 
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EU-Kommission fordert Rumänien und die Slowakei auf die 4. und 5. AML-
Richtlinie korrekt umzusetzen 
 
Die Europäische Kommission hat am Donnerstag, den 16. November, beschlossen, ein 
Vertragsverletzungsverfahren gegen Rumänien (INFR(2023)2152) einzuleiten und ein 
zusätzliches Aufforderungsschreiben an die Slowakei (INFR(2020)2227) zu richten, weil diese 
die Richtlinien zur Bekämpfung der Geldwäsche (4. und 5.  ) nicht korrekt umgesetzt hat. Die 
Kommission hat mehrere Fälle festgestellt, in denen die Richtlinien nicht korrekt in das 
nationale Recht der beiden Länder umgesetzt wurden. Im Falle Rumäniens ist die Kommission 
der Ansicht, dass das Land es versäumt hat, eine wirksame Sanktionsregelung für den Fall 
einzuführen, dass falsche Daten in das nationale Register für wirtschaftliches Eigentum 
eingegeben werden. Im Falle der Slowakei betrifft die fehlerhafte Umsetzung das Register für 
Miteigentum und die Funktionsweise der Finanzermittlungsstelle. Wenn Rumänien und die 
Slowakei innerhalb von zwei Monaten keine zufriedenstellenden Antworten auf diese Fragen 
geben, kann die Kommission beschließen, das Vertragsverletzungsverfahren fortzusetzen 
und eine mit Gründen versehene Stellungnahme abzugeben. 
 

EU-Kommission veröffentlicht Empfehlung zur Anerkennung der 
Qualifikationen von Drittstaatsangehöriger   
 
Die Europäische Kommission hat am Mittwoch, den 15. November, eine Empfehlung zur 
Anerkennung von Qualifikationen von Drittstaatsangehörigen veröffentlicht. Die Kommission 
empfiehlt den Mitgliedstaaten eine Reihe von Maßnahmen zur Vereinfachung und 
Beschleunigung der Anerkennung von Fähigkeiten und Qualifikationen von 
Drittstaatsangehörigen, um dem Arbeitskräftemangel in der EU zu begegnen. In Bezug auf 
die Anerkennung von Berufsqualifikationen lautet die Hauptempfehlung, dass die 
Mitgliedstaaten die Anerkennung von Berufsqualifikationen von Drittstaatsangehörigen 
erleichtern sollten, indem sie diese stärker an die in der Richtlinie 2005/36/EG für die 
Anerkennung von Berufsqualifikationen innerhalb der EU festgelegten Verfahren angleichen, 
insbesondere in Bezug auf die erforderlichen Dokumente, die Qualifikationsnachweise und 
die Bewertung der Anträge. In einer separaten Mitteilung, die am selben Tag veröffentlicht 
wurde, erklärte die Kommission, sie werde die Möglichkeit einer umfassenderen Reform des 
EU-Systems zur Anerkennung von Qualifikationen und zur Validierung von Fähigkeiten in 
Zukunft weiter prüfen, um sicherzustellen, dass der bestehende Rechtsrahmen und die 
Instrumente "zukunftssicher und ehrgeizig sind und zu einem gut funktionierenden 
Binnenmarkt beitragen". 
 

EU-Kommission leitet Vertragsverletzungsverfahren gegen Belgien ein, weil es 
Richtlinie über die Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer 
Berufsreglementierungen nicht ordnungsgemäß umgesetzt hat  
 
Die Europäische Kommission hat am Donnerstag, den 16. November, beschlossen, ein 
Vertragsverletzungsverfahren gegen Belgien (INFR(2023)2155) einzuleiten, weil es die 
Richtlinie über die Verhältnismäßigkeitsprüfung (EU 2018/958) nicht ordnungsgemäß 
umgesetzt hat, nach der die Mitgliedstaaten prüfen müssen, ob die für Berufe eingeführten 
Regelungen "notwendig und ausgewogen" sind. Die Kommission teilte mit, dass sie mehrere 
Probleme bei der Umsetzung der Richtlinie in Belgien festgestellt hat, wie z. B. dass nicht 
sichergestellt wird, dass Initiativen oder Änderungen, die von Parlamenten ausgehen, sowie 
"Regeln von Berufsverbänden tatsächlich einer Verhältnismäßigkeitsprüfung unterzogen 
werden, oder dass kein Mechanismus eingerichtet wurde, der es Berufsverbänden ermöglicht, 
unabhängige Bewertungen durchzuführen". Belgien hat nun zwei Monate Zeit, um diese 
Probleme zu lösen, andernfalls kann die Kommission beschließen, die zweite Stufe des 
Vertragsverletzungsverfahrens einzuleiten und eine mit Gründen versehene Stellungnahme 
zu übermitteln. 
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48 Länder verpflichten sich den OECD-Rahmen für die Berichterstattung über 
Kryptoanlagen bis 2027 umzusetzen   
 
Am Freitag, den 10. November, verpflichteten sich 48 Länder und Gerichtsbarkeiten in einer 
Erklärung, das Crypto Asset Reporting Framework (CARF), ein Schlüsselelement der von der 
OECD im Rahmen eines G20-Mandats entwickelten internationalen Standards für den 
automatischen Informationsaustausch in Steuerfragen, bis 2027 umzusetzen. Das CARF 
sieht den automatischen Austausch von Steuerinformationen über Krypto-Vermögenswerte 
vor und wurde vor dem Hintergrund der raschen Einführung von Krypto-Vermögenswerten für 
ein breites Spektrum von Investitionen und finanziellen Zwecken festgelegt. Der 
Generalsekretär der OECD, Mathias Cormann, begrüßte die Ankündigung und bezeichnete 
sie als "einen großen Schritt nach vorn, der einen weiteren wichtigen Meilenstein auf dem 
Weg zu einem umfassenden und koordinierten Ansatz zur Bekämpfung der 
Steuerhinterziehung durch mehr Transparenz und Informationsaustausch darstellt". Seit der 
Fertigstellung der rechtlichen und operativen Instrumente des CARF im Juni 2023 hat das 
Globale Forum für Transparenz und Informationsaustausch für Steuerzwecke der OECD eine 
spezielle "CARF-Gruppe" eingerichtet, um die Arbeit voranzutreiben. Die Frage der Meldung 
von Krypto-Vermögenswerten wird auf der 16.th Plenarsitzung des Globalen Forums in 
Lissabon vom 29. November bis 1. Dezember 2023 weiter erörtert. 
 
 

Kuwait tritt dem OECD/G20-Rahmenwerk zu BEPS bei  
 
Kuwait ist dem OECD/G20 Inclusive Framework on BEPS beigetreten, teilte die OECD am 
Mittwoch, den 15. November in einer Pressemitteilung mit. Kuwait wird sich folglich an der 
Umsetzung der 15 BEPS-Maßnahmen beteiligen, die darauf abzielen, die 
Steuerhinterziehung zu bekämpfen, die Kohärenz der internationalen Steuervorschriften zu 
verbessern und ein transparenteres Steuerumfeld zu gewährleisten. Das Land hat außerdem 
zugesagt, sich den steuerlichen Herausforderungen zu stellen, die sich aus der Digitalisierung 
der Wirtschaft ergeben. Zu diesem Zweck sicherte Kuwait seine Beteiligung an der Zwei-
Säulen-Lösung zur Reform der internationalen Steuervorschriften zu. Da die OECD am 11. 
Oktober 2023 ein multilaterales Übereinkommen zur Umsetzung von Teil A der ersten Säule 
veröffentlichen wird, wird sich Kuwait zusammen mit den 140 Mitgliedsländern des 
OECD/G20-Inclusive Framework on BEPS bemühen, die notwendigen Schritte zur 
Unterzeichnung und Ratifizierung rasch abzuschließen, so die OECD. 
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Save the date: ETAF-Konferenz zum aktuellen Stand des globalen OECD-
Steuerabkommens (Zwei-Säulen-Lösung) am 29. November  
 
 

 
 
 

  



Haftungsausschluss 
 
Der Newsletter enthält Informationen über europäische Steuerpolitik und Entwicklungen, die aus 
offiziellen Dokumenten, Anhörungen, Konferenzen und der Presse stammen. Er spiegelt weder die 
offizielle Position der ETAF wider noch sollte er als schriftliche Erklärung im Namen der ETAF 
verstanden werden.   

 
Hinweis 
 
Die Übersetzung des englischen Originaltexts erfolgt maschinell. Der DStV steht nicht für die Richtigkeit 
der Übersetzung ein. Der Originaltext findet sich unter: News - European Tax Adviser Federation 
(etaf.tax) 
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